
VERORDNUNG (EG) Nr. 2013/2006 DES RATES

vom 19. Dezember 2006

zur Änderung der Verordnungen (EWG) Nr. 404/93, (EG) Nr. 1782/2003 und (EG) Nr. 247/2006 in
Bezug auf den Bananensektor

DER RAT DER EUROPÄISCHEN UNION —

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Europäischen
Gemeinschaft, insbesondere auf Artikel 37 und Artikel 299 Ab-
satz 2,

auf Vorschlag der Kommission,

nach Stellungnahme des Europäischen Parlaments,

nach Stellungnahme des Europäischen Wirtschafts- und Sozial-
ausschusses,

in Erwägung nachstehender Gründe:

(1) Die derzeitige Regelung für den Bananensektor ist in der
Verordnung (EWG) Nr. 404/93 des Rates vom 13. Feb-
ruar 1993 über die gemeinsame Marktorganisation für
Bananen (1) festgelegt. Insbesondere die Beihilferegelung
für Bananenerzeuger beruht auf Grundsätzen, die für an-
dere gemeinsame Marktorganisationen tief greifend refor-
miert worden sind. Diese Regelung muss geändert wer-
den, um der landwirtschaftlichen Bevölkerung in den Ba-
nanen erzeugenden Regionen besser einen angemessenen
Lebensstandard zu sichern, die Mittel gezielter für eine
stärkere Ausrichtung der Erzeuger am Markt einzusetzen,
die Ausgaben zu stabilisieren, die Einhaltung der inter-
nationalen Verpflichtungen der Gemeinschaft zu gewähr-
leisten, den Besonderheiten der Erzeugerregionen ange-
messen Rechnung zu tragen, die Verwaltung der Rege-
lung zu vereinfachen und sie an die Grundsätze der re-
formierten gemeinsamen Marktorganisationen anzuglei-
chen.

(2) Bei den Änderungen sollte den Entwicklungen und po-
tenziellen Entwicklungen der Regelung für die Einfuhr
von Drittlandsbananen in die Gemeinschaft Rechnung
getragen werden, insbesondere der Umstellung von einer
Zollkontingentsregelung auf eine Regelung, die — vorbe-
haltlich lediglich eines Präferenzkontingents für in den
AKP-Staaten erzeugte Bananen — ausschließlich auf Zöl-
len beruht.

(3) Bananen gehören für bestimmte Regionen der Union in
äußerster Randlage, insbesondere für die französischen
überseeischen Departements Guadeloupe und Martinique,
die Azoren, Madeira und die Kanarischen Inseln, zu den

wichtigsten landwirtschaftlichen Kulturpflanzen. Die Er-
zeugung von Bananen wird durch die Abgelegenheit,
die Insellage, die geringe Größe und die schwierige Topo-
grafie dieser Regionen erschwert. Die örtliche Bananener-
zeugung ist ein wichtiger Faktor für das ökologische,
soziale und wirtschaftliche Gleichgewicht der ländlichen
Gebiete in diesen Regionen.

(4) Es sollte berücksichtigt werden, dass der Bananensektor
für die Regionen in äußerster Randlage von großer sozia-
ler und wirtschaftlicher Bedeutung ist und einen wichti-
gen Beitrag zum wirtschaftlichen und sozialen Zusam-
menhalt leistet, da er Einkommen und Arbeitsplätze
schafft, Wirtschaftstätigkeiten im vor- und nachgelagerten
Bereich schafft und zur Erhaltung des ausgewogenen
Landschaftsbilds beiträgt und damit die Entwicklung des
Fremdenverkehrs fördert.

(5) Die derzeitige Ausgleichsbeihilferegelung für Bananen ge-
mäß Titel III der Verordnung (EWG) Nr. 404/93 trägt
den örtlichen Besonderheiten der Erzeugung in den ein-
zelnen Regionen in äußerster Randlage nicht angemessen
Rechnung. Es sollte daher vorgesehen werden, die Zah-
lung der derzeitigen Ausgleichsbeihilfe für Bananen an
diese Regionen einzustellen, so dass die Bananenerzeu-
gung in die Förderprogramme einbezogen werden
könnte. Es ist daher angezeigt, nach einem besseren In-
strument zur Förderung der Bananenerzeugung in diesen
Gebieten zu suchen.

(6) Titel III der Verordnung (EG) Nr. 247/2006 des Rates
vom 30. Januar 2006 über Sondermaßnahmen im Be-
reich der Landwirtschaft zugunsten der Regionen in äu-
ßerster Randlage der Union (2) sieht die Aufstellung von
gemeinschaftlichen Förderprogrammen für die Regionen
in äußerster Randlage vor, die besondere Maßnahmen
zugunsten der örtlichen landwirtschaftlichen Erzeugun-
gen umfassen. Gemäß der genannten Verordnung wird
bis spätestens 31. Dezember 2009 eine Überprüfung vor-
genommen. Bei erheblichen Änderungen der wirtschaft-
lichen Bedingungen, die sich auf die Lebensunterhaltsbe-
dingungen in den Regionen in äußerster Randlage aus-
wirken, sollte die Kommission den Bericht bereits zu
einem früheren Zeitpunkt vorlegen. Dieses Instrument
erscheint für die Förderung der Bananenerzeugung in
jeder der betreffenden Regionen am besten geeignet, in-
dem es eine flexible Handhabung und eine Dezentralisie-
rung der Mechanismen zur Förderung der Bananenerzeu-
gung vorsieht. Die Möglichkeit, die Förderung für Bana-
nen in diese Förderprogramme einzubeziehen, dürfte die
Kohärenz der Strategien zugunsten der landwirtschaftli-
chen Erzeugung in diesen Regionen verbessern.

DE29.12.2006 Amtsblatt der Europäischen Union L 384/13

(1) ABl. L 47 vom 25.2.1993, S. 1. Verordnung zuletzt geändert durch
die Beitrittsakte 2003.

(2) ABl. L 42 vom 14.2.2006, S. 1. Verordnung geändert durch die
Verordnung (EG) Nr. 318/2006 (ABl. L 58 vom 28.2.2006, S. 1).



(7) Die Zuweisungen von Haushaltsmitteln gemäß Titel III
der Verordnung (EG) Nr. 247/2006 sollten entsprechend
aufgestockt werden. An der genannten Verordnung soll-
ten auch technische Änderungen vorgenommen werden,
um den Übergang von der Regelung der Verordnung
(EWG) Nr. 404/93 zur Regelung der vorliegenden Ver-
ordnung zu erleichtern. Insbesondere sollten bestehende
Förderprogramme der Gemeinschaft geändert werden.
Um einen reibungslosen Übergang zu ermöglichen, soll-
ten diese Änderungen ab dem Tag der Anwendung der
vorliegenden Verordnung gelten.

(8) Was die Bananenerzeugung in anderen Gemeinschaftsre-
gionen als den Regionen in äußerster Randlage anbelangt,
so erscheint eine besondere Beihilferegelung für Bananen
angesichts des geringen betroffenen Anteils an der Ge-
meinschaftserzeugung insgesamt nicht länger erforder-
lich.

(9) Die Verordnung (EG) Nr. 1782/2003 des Rates vom 29.
September 2003 mit gemeinsamen Regeln für Direktzah-
lungen im Rahmen der gemeinsamen Agrarpolitik und
mit bestimmten Stützungsregelungen für Inhaber land-
wirtschaftlicher Betriebe (1) sieht eine Regelung für eine
entkoppelte Einkommensstützung zugunsten der Be-
triebsinhaber (nachstehend „Betriebsprämienregelung“)
vor. Mit der Regelung wurde die Umstellung von produk-
tionsbezogenen auf erzeugerbezogene Beihilfen bezweckt.

(10) Bei der Umstellung auf erzeugerbezogene Beihilfen kön-
nen Informations- und Infrastrukturmaßnahmen im
Sinne der ländlichen Entwicklung eine vorrangige Rolle
spielen; dabei könnte eine Umstellung der Erzeugung und
Vermarktung von Bananen auf verschiedene Qualitäts-
standards wie Bio-Produkte oder lokale Sorten angestrebt
werden. Im Rahmen des vorhandenen Tourismus in die-
sen Gebieten können Bananen als besonderes lokales
Produkt vermarktet werden, und damit kann auch eine
Bindung von Verbrauchern an die jeweiligen Bananen als
identifizierbares Produkt entstehen.

(11) Aus Gründen der Kohärenz ist es angezeigt, die beste-
hende Ausgleichsbeihilferegelung für Bananen abzuschaf-
fen und Bananen in die Betriebsprämienregelung einzu-
beziehen. Zu diesem Zweck sollte die Ausgleichsbeihilfe
für Bananen in das Verzeichnis der Direktzahlungen für
die einheitliche Betriebsprämie der Verordnung (EG) Nr.
1782/2003 aufgenommen werden. Außerdem sollte vor-
gesehen werden, dass die Mitgliedstaaten anhand eines
repräsentativen, für den Bananenmarkt angemessenen
Zeitraums sowie anhand von geeigneten objektiven, nicht
diskriminierenden Kriterien Referenzbeträge und die Hek-
tarzahl beihilfefähiger Flächen im Rahmen der Betriebs-
prämienregelung festlegen. Mit Bananen bepflanzte Flä-
chen, die als Dauerkulturen behandelt werden, sollten
nicht ausgeschlossen werden. Die nationalen Obergren-

zen sollten entsprechend geändert werden. Des Weiteren
sollte vorgesehen werden, dass die Kommission Durch-
führungsbestimmungen und erforderlichenfalls Über-
gangsmaßnahmen erlässt.

(12) Titel II der Verordnung (EWG) Nr. 404/93 enthält die
Bestimmungen für Erzeugerorganisationen und Konzer-
tierungsmechanismen. In Bezug auf die Erzeugerorgani-
sationen wurde mit der derzeitigen Regelung zum einen
die Gründung solcher Organisationen angestrebt, so dass
möglichst viele Erzeuger einer solchen angehören, und
zum anderen, die Zahlung der Ausgleichsbeihilfe auf
die einer anerkannten Erzeugerorganisation angehören-
den Erzeuger zu begrenzen.

(13) Das erstgenannte Ziel der Regelung wurde erreicht, da die
überwiegende Mehrheit der Gemeinschaftserzeuger mitt-
lerweile einer Erzeugerorganisation angehört. Das zweite
Ziel ist hinfällig, da die Ausgleichsbeihilferegelung abge-
schafft werden soll. Es sind daher auf Gemeinschafts-
ebene keine Regeln für Erzeugerorganisationen mehr er-
forderlich, was den Mitgliedstaaten die Möglichkeit gibt,
erforderlichenfalls selbst solche auf die besonderen Gege-
benheiten in ihren Gebieten abgestimmte Regeln zu er-
lassen.

(14) Die Regelung zur Förderung der Gründung und Verwal-
tung von Erzeugerorganisationen sollte daher abgeschafft
werden. Aus Gründen der Rechtssicherheit und des Ver-
trauensschutzes sollte jedoch vorgesehen werden, dass
kürzlich anerkannten Erzeugerorganisationen, die bereits
eine Beihilfe erhalten, diese auch weiterhin gezahlt wird.

(15) Die Bestimmungen der Verordnung (EWG) Nr. 404/93,
betreffend die Anerkennung und die Tätigkeit von Grup-
pen, die eine oder mehrere Wirtschaftstätigkeiten im Zu-
sammenhang mit der Erzeugung, dem Handel oder der
Verarbeitung von Bananen vertreten, haben in der Praxis
keine Anwendung gefunden. Sie sollten daher aufgeho-
ben werden.

(16) Angesichts der Änderungen der Bananenregelung ist ein
gesonderter Verwaltungsausschuss für Bananen nicht län-
ger erforderlich. Stattdessen sollte gegebenenfalls auf den
mit der Verordnung (EG) Nr. 2200/96 des Rates vom 28.
Oktober 1996 über die gemeinsame Marktorganisation
für Obst und Gemüse (2) errichteten Verwaltungsaus-
schuss für frisches Obst und Gemüse zurückgegriffen
werden.
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(17) Einige Bestimmungen der Verordnung (EWG) Nr. 404/93
sind hinfällig geworden und sollten der Klarheit wegen
aufgehoben werden.

(18) Die Verordnungen (EWG) Nr. 404/93, (EG) Nr.
1782/2003 und (EG) Nr. 247/2006 sollten daher ent-
sprechend geändert werden.

(19) Es sollte vorgesehen werden, dass die Kommission die
erforderlichen Durchführungsbestimmungen zu den in
dieser Verordnung vorgesehenen Änderungen sowie
Übergangsmaßnahmen erlässt, mit denen der Übergang
von den derzeitigen Regelungen zu den in der vorliegen-
den Verordnung festgelegten Regelungen erleichtert wird.

(20) Mit der Akte über den Beitritt Bulgariens und Rumäniens
(nachstehend „Beitrittsakte 2005“ genannt), der vorliegen-
den Verordnung und der Verordnung (EG) Nr.
2011/2006 des Rates (1) (Zucker und Saatgut) wurde
bzw. wird die Verordnung (EG) Nr. 1782/2003 geändert;
alle diese Änderungen sollten an demselben Tag in Kraft
treten. Im Interesse der Rechtssicherheit sollte die Reihen-
folge, in der diese Änderungen anzuwenden sind, festge-
legt werden.

(21) Um eine unnötige Verlängerung der derzeitigen Beihilfe-
regelung für Bananen zu vermeiden und eine einfache
und effiziente Verwaltung zu gewährleisten, sollten die
in dieser Verordnung vorgesehenen Änderungen so rasch
wie möglich, d. h. ab dem Bananenwirtschaftsjahr 2007,
zur Anwendung kommen —

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN:

Artikel 1

Änderungen der Verordnung (EWG) Nr. 404/93

Die Verordnung (EWG) Nr. 404/93 wird wie folgt geändert:

1. Die Titel II und III, die Artikel 16 bis 20, Artikel 21 Ab-
satz 2, Artikel 25 und die Artikel 30 bis 32 werden ge-
strichen.

2. Artikel 27 Absatz 1 erhält folgende Fassung:

„(1) Die Kommission wird von dem in Artikel 46 Ab-
satz 1 der Verordnung (EG) Nr. 2200/96 genannten Verwal-
tungsausschuss für frisches Obst und Gemüse unterstützt.

Verweise auf den Verwaltungsausschuss für Bananen gelten
als Verweise auf den in Unterabsatz 1 genannten Ausschuss.“

3. Artikel 29 erhält folgende Fassung:

„Artikel 29

Die Mitgliedstaaten übermitteln der Kommission die Anga-
ben, die sie zur Durchführung dieser Verordnung benötigt.“

4. Folgender Artikel wird eingefügt:

„Artikel 29a

Die Durchführungsbestimmungen zu dieser Verordnung wer-
den nach dem in Artikel 27 Absatz 2 genannten Verfahren
erlassen.“

Artikel 2

Änderungen der Verordnung (EG) Nr. 1782/2003

Die Verordnung (EG) Nr. 1782/2003 in geänderter Fassung
einschließlich durch die Beitrittsakte 2005 und die Verordnung
(EG) Nr. 2011/2006 (Zucker und Saatgut) wird wie folgt ge-
ändert:

1. Artikel 33 Absatz 1 Buchstabe a erhält folgende Fassung:

„a) ihnen im Bezugszeitraum nach Artikel 38 im Rahmen
von mindestens einer der Direktzahlungen gemäß An-
hang VI eine Zahlung gewährt wurde, ihnen — im Fall
von Olivenöl — in den Wirtschaftsjahren gemäß Artikel
37 Absatz 1 Unterabsatz 2 eine Zahlung gewährt wurde,
sie — im Fall von Zuckerrüben, Zuckerrohr und Zicho-
rien — im repräsentativen Zeitraum gemäß Anhang VII
Abschnitt K eine Marktstützung erhalten haben oder sie
— im Fall von Bananen — im repräsentativen Zeitraum
gemäß Anhang VII Abschnitt L einen Ausgleich für Erlös-
einbußen erhalten haben;“

2. In Artikel 37 Absatz 1 wird folgender Unterabsatz angefügt:

„Für Bananen wird der Referenzbetrag nach Anhang VII Ab-
schnitt L berechnet und angepasst.“
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3. Artikel 40 Absatz 2 erhält folgende Fassung:

„(2) War der gesamte Bezugszeitraum durch die Fälle hö-
herer Gewalt oder die außergewöhnlichen Umstände betrof-
fen, so wird der Referenzbetrag von den Mitgliedstaaten auf
der Basis des Zeitraums 1997 bis 1999 bzw. — im Fall von
Zuckerrüben, Zuckerrohr und Zichorien — auf der Basis des
Wirtschaftsjahres, das dem nach Anhang VII Abschnitt K
gewählten repräsentativen Zeitraum unmittelbar vorausgeht,
oder — im Fall von Bananen — auf der Basis des Wirt-
schaftsjahres, das dem nach Anhang VII Abschnitt L gewähl-
ten repräsentativen Zeitraum unmittelbar vorausgeht, berech-
net. In diesem Fall gilt Absatz 1 entsprechend.“

4. Artikel 43 Absatz 2 Buchstabe a erhält folgende Fassung:

„a) bei Beihilfen für Kartoffelstärke, Trockenfutter, Saatgut,
Olivenhaine und Tabak im Sinne des Anhangs VII die
Hektarzahl der Flächen, für deren Erzeugung im Bezugs-
zeitraum eine Beihilfe gewährt wurde, berechnet nach
Anhang VII Abschnitte B, D, F, H und I, bei Beihilfen
für Zuckerrüben, Zuckerrohr und Zichorien die Hektar-
zahl der Flächen, berechnet nach Abschnitt K Nummer 4
des genannten Anhangs, und bei Beihilfen für Bananen
die Hektarzahl der Flächen, berechnet nach Abschnitt L
des genannten Anhangs;“

5. In Artikel 44 Absatz 2 Unterabsatz 2 werden nach den
Worten „mit Hopfen“ die Worte „oder Bananen“ eingefügt.

6. In Artikel 51 Buchstabe a werden nach dem Wort „Hopfen“
die Worte „und Bananen“ eingefügt.

7. In Artikel 145 wird nach Buchstabe db folgender Buchstabe
eingefügt:

„dc) Durchführungsbestimmungen zur Einbeziehung der
Stützungsregelung für Bananen in die Betriebsprämien-
regelung.“

8. Artikel 155 erhält folgende Fassung:

„Artikel 155

Sonstige Übergangsbestimmungen

Weitere Maßnahmen zur Erleichterung des Übergangs von
den Regelungen der in den Artikeln 152 und 153 genannten
Verordnungen, der Verordnung (EG) Nr. 1260/2001 und der
Verordnung (EWG) Nr. 404/93 des Rates (*) auf die mit der
vorliegenden Verordnung eingeführten Regelungen, ins-
besondere die Regelungen zur Anwendung der Artikel 4
und 5 sowie des Anhangs der Verordnung (EG) Nr.
1259/1999 und des Artikels 6 der Verordnung (EG) Nr.
1251/1999, und von den Regelungen der in der Verordnung
(EWG) Nr. 1035/72 genannten Verbesserungspläne auf die
mit den Artikeln 83 bis 87 der vorliegenden Verordnung
eingeführten Regelungen können nach dem in Artikel 144
Absatz 2 der vorliegenden Verordnung genannten Verfahren
erlassen werden. Die in Artikel 152 und 153 genannten

Verordnungen und Artikel finden für die Zwecke der Fest-
legung der in Anhang VII genannten Referenzbeträge weiter-
hin Anwendung.

___________
(*) ABl. L 47 vom 25.2.1993, S. 1.“

9. Die Anhänge werden gemäß dem Anhang der vorliegenden
Verordnung geändert.

Artikel 3

Änderung der Verordnung (EG) Nr. 247/2006

Die Verordnung (EG) Nr. 247/2006 wird wie folgt geändert:

1. Artikel 23 wird wie folgt geändert:

a) Absatz 1 erhält folgende Fassung:

„(1) Die in der vorliegenden Verordnung vorgesehenen
Maßnahmen stellen mit Ausnahme des Artikels 16 Inter-
ventionen zur Regulierung der Agrarmärkte im Sinne des
Artikels 2 Absatz 2 der Verordnung (EG) Nr. 1258/1999
des Rates vom 17. Mai 1999 über die Finanzierung der
gemeinsamen Agrarpolitik (*) für den Zeitraum bis zum
31. Dezember 2006 dar. Mit Wirkung vom 1. Januar
2007 stellen die gleichen Maßnahmen Interventionen
zur Regulierung der Agrarmärkte im Sinne des Artikels
3 Absatz 1 Buchstabe b oder Direktzahlungen an die
Landwirte im Sinne des Artikels 3 Absatz 1 Buch-
stabe c der Verordnung (EG) Nr. 1290/2005 des Rates
vom 21. Juni 2005 über die Finanzierung der gemein-
samen Agrarpolitik (**) dar.

___________
(*) ABl. L 160 vom 26.6.1999, S. 103. Verordnung auf-

gehoben durch die Verordnung (EG) Nr. 1290/2005
(ABl. L 209 vom 11.8.2005, S. 1).

(**) ABl. L 209 vom 11.8.2005, S. 1. Verordnung zuletzt
geändert durch die Verordnung (EG) Nr. 320/2006.“

b) Absatz 2 erhält folgende Fassung:

„(2) Die Gemeinschaft finanziert die Maßnahmen der
Titel II und III dieser Verordnung im Rahmen der folgen-
den Jahreshöchstbeträge:

(in Mio. EUR)

Haushalts-
jahr 2007

Haushalts-
jahr 2008

Haushalts-
jahr 2009

Ab Haus-
haltsjahr
2010

Französische
überseeische De-
partements

126,6 262,6 269,4 273

Azoren und Ma-
deira

77,9 86,6 86,7 86,8

Kanarische Inseln 127,3 268,4 268,4 268,4“
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c) Absatz 4 erhält folgende Fassung:

„(4) Die jährlichen Beträge der Absätze 2 und 3 decken
alle Ausgaben ab, die nach Maßgabe der in Artikel 29
genannten Verordnungen getätigt werden.“

2. Folgender Artikel wird eingefügt:

„Artikel 24a

(1) Die Mitgliedstaaten legen der Kommission bis 15.
März 2007 den Entwurf ihrer Gesamtprogramme vor, um
Änderungen durch die Verordnung (EG) Nr. 2011/2006 des
Rates (*) Rechnung zu tragen.

(2) Die Kommission beurteilt die vorgeschlagenen Ge-
samtprogramme und entscheidet über ihre Genehmigung
spätestens vier Monate nach ihrer Einreichung nach dem in
Artikel 26 Absatz 2 genannten Verfahren.

(3) Abweichend von Artikel 24 Absatz 3 gelten die Än-
derungen ab 1. Januar 2007.
___________
(*) Siehe Seite 1 dieses Amtsblatts.“

3. Artikel 28 Absatz 3 erhält folgende Fassung:

„(3) Spätestens am 31. Dezember 2009 und anschließend
alle fünf Jahre legt die Kommission dem Europäischen Parla-
ment und dem Rat einen allgemeinen Bericht — gegebenen-
falls mit entsprechenden Vorschlägen — vor, in dem die
Wirkung der aufgrund dieser Verordnung durchgeführten
Maßnahmen, einschließlich der Maßnahmen im Bananensek-
tor, dargelegt wird.“

4. In Artikel 30 wird folgender Absatz angefügt:

„Darüber hinaus kann die Kommission nach demselben Ver-
fahren Maßnahmen erlassen, um den Übergang von den
Regelungen der Verordnung (EWG) Nr. 404/93 des Rates (*)
zu den mit der vorliegenden Verordnung eingeführten Regel-
ungen zu erleichtern.
___________
(*) ABl. L 47 vom 25.2.1993, S. 1. Verordnung zuletzt Ge-

ändert durch die Beitrittsakte von 2003.“

Artikel 4

Übergangsmaßnahmen

(1) Unbeschadet des Artikels 1 Nummer 1 dieser Verordnung

— wenden die Mitgliedstaaten weiterhin die Artikel 5 und 6
sowie Artikel 25 Absatz 2 der Verordnung (EWG) Nr.
404/93 auf Erzeugerorganisationen an, die sie bis spätestens
31. Dezember 2006 anerkannt haben und denen vor diesem
Zeitpunkt bereits eine Beihilfe gemäß Artikel 6 Absatz 2 der
genannten Verordnung gezahlt wurde, und

— gilt Artikel 12 jener Verordnung weiterhin für die Zusatzbei-
hilfe für das Jahr 2006.

(2) Die erforderlichen Durchführungsbestimmungen zu Ab-
satz 1 werden nach den in Artikel 27 Absatz 2 der Verordnung
(EWG) Nr. 404/93 genannten Verfahren erlassen.

Artikel 5

Inkrafttreten

Diese Verordnung tritt am 1. Januar 2007 in Kraft.

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbindlich und gilt unmittelbar in jedem Mitglied-
staat.

Geschehen zu Brüssel am 19. Dezember 2006.

Im Namen des Rates
Der Präsident
J. KORKEAOJA
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ANHANG

Die Anhänge der Verordnung (EG) Nr. 1782/2003 werden wie folgt geändert:

1. In Anhang I wird die Bananen betreffende Zeile gestrichen.

2. In Anhang VI wird folgende Zeile angefügt:

„Bananen Artikel 12 der Verordnung (EWG) Nr. 404/93 Ausgleich für Erlöseinbußen“

3. In Anhang VII wird folgender Abschnitt angefügt:

„L. Bananen

Die Mitgliedstaaten bestimmen den in den Referenzbetrag jedes Betriebsinhabers einzubeziehenden Betrag anhand von
objektiven, nicht diskriminierenden Kriterien wie z. B.

a) der von dem betreffenden Betriebsinhaber vermarkteten Bananenmenge, für die während eines repräsentativen
Zeitraums zwischen den Wirtschaftsjahren 2000 und 2005 gemäß Artikel 12 der Verordnung (EWG) Nr.
404/93 ein Ausgleich für Erlöseinbußen gezahlt wurde,

b) der Flächen, auf denen die in Buchstabe a genannten Bananen angebaut wurden,

c) des Betrags, der dem Betriebsinhaber während des in Buchstabe a genannten Zeitraums als Ausgleich für Erlösein-
bußen gezahlt wurde.

Die Mitgliedstaaten berechnen die anwendbare Hektarzahl im Sinne von Artikel 43 Absatz 2 dieser Verordnung
anhand von objektiven, nicht diskriminierenden Kriterien wie z. B. der in Buchstabe b genannten Flächen.“

4. Anhang VIII erhält folgende Fassung:

„ANHANG VIII

Nationale Obergrenzen gemäß Artikel 41

(in 1 000 EUR)

Mitgliedstaat 2005 2006 2007 2008 2009 2010 und fol-
gende Jahre

Belgien 411 053 580 376 593 395 606 935 614 179 611 805

Dänemark 943 369 1 015 479 1 021 296 1 027 278 1 030 478 1 030 478

Deutschland 5 148 003 5 647 175 5 695 607 5 744 240 5 770 254 5 774 254

Griechenland 838 289 2 143 603 2 171 217 2 175 731 2 178 146 1 988 815

Spanien 3 266 092 4 635 365 4 649 913 4 664 087 4 671 669 4 673 546

Frankreich 7 199 000 8 236 045 8 282 938 8 330 205 8 355 488 8 363 488

Irland 1 260 142 1 335 311 1 337 919 1 340 752 1 342 268 1 340 521

Italien 2 539 000 3 791 893 3 813 520 3 835 663 3 847 508 3 869 053

Luxemburg 33 414 36 602 37 051 37 051 37 051 37 051

Niederlande 386 586 428 329 833 858 846 389 853 090 853 090

Österreich 613 000 633 577 737 093 742 610 745 561 744 955

Portugal 452 000 504 287 571 377 572 368 572 898 572 594

Finnland 467 000 561 956 563 613 565 690 566 801 565 520

Schweden 637 388 670 917 755 045 760 281 763 082 763 082

Vereinigtes König-
reich

3 697 528 3 944 745 3 960 986 3 977 175 3 985 834 3 975 849“
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5. In Anhang VIIIa erhält die Spalte für Zypern folgende Fassung:

„Kalenderjahr Zypern

2005 8 900

2006 12 500

2007 17 660

2008 22 100

2009 26 540

2010 30 980

2011 35 420

2012 39 860

2013 44 300

2014 44 300

2015 44 300

2016 und
folgende
Jahre

44 300“
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